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Sehr geehrte Kolleginnen,  
sehr geehrte Kollegen,
mit dieser ersten Ausgabe des niedersachsen magazins im Jahr 2026 blicken 
wir bereits auf Wochen zurück, die von außergewöhnlichen Herausforderun-
gen und einschneidenden Ereignissen geprägt waren – Ereignisse, die insbe-
sondere aus Sicht des öffentlichen Dienstes nachwirken.

 < Anschlag auf kritische Infrastruktur: 
der  öffentliche Dienst als Stabilitätsanker

Zwei Entwicklungen im Januar verdienen besondere Aufmerksam-
keit. Zunächst der offenbar politisch motivierte Anschlag auf die 
Kabelbrücke am Kraftwerk Lichterfelde in Berlin. Die Folgen waren 
gravierend: Über 45.000 Haushalte und mehr als 2.000 Gewerbe-
betriebe waren bei winterlichen Temperaturen teils bis zu vier Tage 
ohne Strom. Die Auswirkungen auf Tausende Menschen sind uns 
allen noch deutlich vor Augen.

Ohne den politischen Umgang mit diesem Anschlag bewerten zu 
wollen, muss eines klar hervorgehoben werden: Es waren vor allem 
die Kolleginnen und Kollegen des öffentlichen Dienstes – ehren-
amtlich wie hauptamtlich –, die mit großem Einsatz dafür gesorgt 
haben, die Versorgung und Sicherheit aufrechtzuerhalten, Schäden 
einzugrenzen und die technischen Voraussetzungen für eine schnel-
le Wiederherstellung zu schaffen. Ihr En gage ment hat maßgeblich 
verhindert, dass diese Lage noch dramatischere Folgen hatte. Ohne 
den öffentlichen Dienst wäre unser Gemeinwesen in einer solchen 
Situation nicht handlungsfähig.

 < Extremwetter als zweiter Stresstest für 
Staat und  Beschäftigte

Kaum war die Stromversorgung in Berlin wieder stabilisiert, traf Nord-
deutschland – und weite Teile Niedersachsens – durch Sturmtief „Elli“ 
eine außergewöhnliche Wetterlage. Auch hier waren es erneut die 
Beschäftigten des öffentlichen Dienstes, die durch ihren Einsatz 
Schlimmeres verhindern konnten. Beiden Ereignissen ist gemeinsam, 
dass wir den Helferinnen und Helfern größten Dank schulden.

 < Verwundbarkeit des Staates und seiner Infrastruktur

Doch diese Dankbarkeit darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass 
beide Szenarien eine beunruhigende Schattenseite offenbaren: die 
erhebliche Verwundbarkeit unseres Staates und seiner Infrastruk-
tur. Der Anschlag auf eine Einrichtung der kritischen Infrastruktur – 
mutmaßlich verübt durch linksextreme Tätergruppen – war nicht 
der erste seiner Art, aber bislang der folgenschwerste. Er hat un-
missverständlich gezeigt, wie anfällig zentrale Versorgungsstruk-
turen sind. Solche Lagen können jederzeit jede Stadt treffen – durch 
kriminelles Handeln ebenso wie durch Naturereignisse.

 < Ein starker Staat braucht einen starken 
 öffentlichen Dienst

Gerade vor diesem Hintergrund ist die Erwartungshaltung klar: Es 
müssen endlich die richtigen Konsequenzen gezogen werden. Wer 

die Forderung nach einem „star-
ken Staat“ reflexartig ablehnt, 
verkennt deren eigentliche Be-
deutung. Ein starker Staat ist ein 
handlungsfähiger Staat – mit ei-
nem personell gut ausgestatte-
ten öffentlichen Dienst und einem verlässlichen Berufsbeamten-
tum. Diese Strukturen sind kein Selbstzweck, sondern tragende 
Säulen unserer Demokratie und Voraussetzung für Sicherheit. Si-
cherheit bedeutet dabei weit mehr als Schutz vor Kriminalität. Sie 
umfasst ebenso die Gewissheit, dass der Staat im Krisenfall schnell, 
wirksam und verlässlich hilft und die Versorgung wiederherstellt.

 < Mobilität im Ausnahmezustand: 
 Folgen  jahrelanger  Fehlentscheidungen

Die anschließende Extremwetterlage in Nord- und Ostdeutschland 
hat diese Erkenntnis nochmals untermauert. Nach Jahren milder 
Winter reichte ein einzelner massiver Wintereinbruch aus, um gan-
ze Regionen zeitweise lahmzulegen: nicht geräumte Straßen, ein-
gestellter Zugverkehr, Busse und Bahnen, die in den Depots blie-
ben. Für Tausende Fahrgäste bedeutete dies Unsicherheit, lange 
Wartezeiten und vielfach das Scheitern an alltäglichen Wegen.

Gleichzeitig wurde sichtbar, welches En gage ment hinter den 
 Systemen steckt: Fahrerinnen und Fahrer, Zugbegleiter, Lokführer, 
Beschäftigte in Leitstellen und Werkstätten arbeiteten unter ex-
tremen Bedingungen – oft weit über ihre Belastungsgrenzen hin-
aus. Zugleich zeigte sich deutlich, wie stark sich der Personalabbau 
der vergangenen Jahre auswirkt, etwa im Winterdienst der 
 Straßenmeistereien.

 < Infrastruktur unter Druck – 
kein  Versagen der  Beschäftigten

Auch dieses Sturmtief war ein Stresstest für unsere Infrastruktur – 
insbesondere im Bereich der Mobilität. Es war kein einmaliger Aus-
nahmefall, sondern ein Vorgeschmack auf Lagen, mit denen wir 
künftig häufiger rechnen müssen. Bewältigt wurde dieser Test nur 
unzureichend – nicht wegen mangelnden En gage ments des öffent-
lichen Dienstes, sondern aufgrund politischer Fehlentscheidungen 
der Vergangenheit, die Strukturen geschwächt statt gestärkt 
 haben.

 < Politische Verantwortung und anhaltende Angriffe 
auf den  öffentlichen Dienst

Beide Ereignisse machen eindringlich deutlich, wie unverzichtbar 
der öffentliche Dienst für unsere Daseinsvorsorge ist – faktisch 

 < Alexander Zimbehl,  
1. Landesvorsitzender
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rund um die Uhr. Umso ernüchternder ist der Blick auf das vergan-
gene Jahr: Der Eindruck verfestigt sich, dass Bundes- und Landes-
politik diese Realität noch immer nicht ausreichend erkannt haben. 
Die politischen Angriffe auf das Berufsbeamtentum und weite Tei-
le des öffentlichen Dienstes erreichten 2025 neue Höhepunkte. Seit 
Jahren werden Haushalte auf Kosten der Beschäftigten im öffent-
lichen Dienst konsolidiert – getragen von der Illusion, Privatisierung 
könne Kosten senken und zugleich eine gleichwertige oder gar bes-
sere Daseinsvorsorge gewährleisten. Die Realität widerlegt diesen 
Ansatz immer deutlicher.

 < Aufklärung, Verantwortung und 
 gewerkschaftlicher  Auftrag

Die Hoffnung, dass Politik aus Krisen lernt und endlich umsteuert, 
ist weitgehend gewichen. Umso mehr bleibt der Glaube daran, dass 
Wählerinnen und Wähler den notwendigen Kurswechsel einfor-
dern. Es ist auch unsere Aufgabe, Auftrag von Gewerkschaften und 
Verbänden, den Bürgerinnen und Bürgern in diesem Land zu ver-
deutlichen, wo die tatsächlichen Pro bleme liegen und was Teile der 
Politik mit ihrer Angriffslust zum Nachteil unserer Beschäftigten 
im Ergebnis anrichten. Die zahlreichen Beispiele dafür liegen auf 
der Hand, und wir werden immer wieder aufzählen, wohin uns 
 politische Fehleinschätzung und Handlungsverweigerung führen 
wird.

 < Forderungen des dbb: Ausbau statt Rückbau

Der dbb wird deshalb – in Niedersachsen wie auf Bundesebene – 
den Finger weiterhin konsequent in die offenen Wunden unserer 
Gesellschaft legen. Wir brauchen keinen weiteren Rückbau, son-
dern einen Ausbau des öffentlichen Dienstes. Wir brauchen nicht 
weniger, sondern mehr Berufsbeamtentum – gerade in sensiblen 
Bereichen wie Mobilität und Logistik, Energie- und Wasserversor-
gung, Kommunikation und Gesundheitswesen.

 < Ein Gesamtkonzept für Daseinsvorsorge und 
 Verwaltung

Wir sehen als dbb in Niedersachsen hierbei die Politik in der Pflicht, 
ein Gesamtkonzept zur infrastrukturellen Sicherungsleistung, der 
öffentlichen Daseinsvorsorge und der Verwaltungsmodernisierung 
vorzulegen, unbürokratisch zu optimieren und an die unbeständi-
gen inneren und äußeren Problemsituationen anzupassen. Der dbb 
niedersachsen steht mit seinen Fachgewerkschaften als kompe-
tenter Ansprechpartner bei eben dieser Entwicklung gerne zur Sei-
te. Aber eines muss dabei klar sein: Der öffentliche Dienst und das 
Berufsbeamtentum sind zwingende Pfeiler dieses Gesamt konzepts. 
Ein Konzept lediglich mit dem Ziel der Haushaltskonsolidierung, 

welches weder seinen Zweck erfüllt noch die Zukunftsfähigkeit des 
öffentlichen Dienstes fördert, wird mit dem dbb niedersachsen 
nicht zu machen sein.

 < Die strukturelle Krise des öffentlichen Dienstes

Und auch unabhängig von den hier geschilderten Krisensituatio-
nen und infrastrukturellen Bedrohungen – die Krisensituation des 
öffentlichen Dienstes ist überall erkennbar und wirkt sich auf Be-
völkerung und Wirtschaft zunehmend aus. Wenn uns jedes Jahr 
Steuermilliarden entgehen, weil beispielsweise Zoll sowie die Steu-
er- und Finanzverwaltung personell zusammengestrichen werden, 
dann darf man sich über Finanzierungsprobleme nicht wundern.

Wenn Arbeitsschritte der Verwaltung mehrfach wiederholt und an 
verschiedenen Stellen durch Doppeleingaben belastet werden, weil 
die Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung nicht vorangetrie-
ben wird, dann dürfen wir uns über Personalprobleme nicht wun-
dern.

Und wenn es uns nicht gelingt, technisch, sicherheitspolitisch und 
strukturell unsere eigene Infrastruktur zu schützen und sie im 
 Interesse der eigenen Bevölkerung und der heimischen Industrie 
und Wirtschaft schnellstmöglich wiederherzustellen und am Lau-
fen zu halten, dann dürfen wir uns über einen weiteren Abstieg im 
europäischen Vergleich nicht wundern.

 < Zuversicht und gemeinsames En gage ment

Die Ereignisse der ersten Januartage haben dies eindrucksvoll und 
unmissverständlich gezeigt.

In diesem Sinne hoffe ich trotzdem, dass wir alle mit Blick auf ein 
spannendes Jahr 2026 weiterhin zuversichtlich bleiben. Missmut 
und Pessimismus sind selten zielführend – die Hoffnung und das 
En gage ment für einen zukunftsfähigen öffentlichen Dienst müs-
sen weiterhin für uns leitend sein! Dafür steht der dbb niedersach-
sen mit seinen starken Mitgliedsgewerkschaften, das darf ich 
 Ihnen versichern!

Ihr/Euer 
 
 
 
 
 
 
 
Alexander Zimbehl
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Beamtenbesoldung

Finanzministerium rechnet mit Urteil aus Karlsruhe – Sonder­
zahlung erneut nicht auf Versorgungsempfänger übertragen

Offenbar rechnet nun auch das 
Niedersächsische Finanzmi­
nisterium mit einer baldigen 
Entscheidung des Bundesver­
fassungsgerichts zur Beamten­
besoldung. Der dbb niedersach­
sen führt bereits seit 2005 
Klagen für eine verfassungsge­
mäße und amtsangemessene 
Besoldung und begleitet eigene 
Musterkläger durch die Instan­
zen. Seit 2018 liegt das Verfah­
ren beim Bundesverfassungsge­
richt in Karlsruhe und dürfte 
nach Einschätzung des Finanz­
ministeriums nun zeitnah ent­
schieden werden.

 < Langjährige Klagen und 
Zehntausende Wider­
sprüche wegen unzu­
reichender Besoldung

Parallel dazu haben seit vielen 
Jahren Zehntausende Beamtin­
nen und Beamte Widerspruch 
gegen ihre Besoldung eingelegt. 
Inwieweit sich eine Entschei­
dung des Gerichts auch auf die­
se Zeiträume erstrecken wird, 
bleibt abzuwarten. Erstmals 
räumt das Niedersächsische Fi­
nanzministerium nun ein, dass 
eine Entscheidung zu Nieder­
sachsen noch im laufenden Jahr 
erfolgen könnte.

 < Neue verfassungsrechtli­
che Maßstäbe: Abschied 
vom Mindestabstand zur 
Grundsicherung

Dabei richten sowohl der dbb 
niedersachsen als auch die Lan­
desregierung ihren Blick insbe­
sondere auf das bereits ergan­
gene Urteil zur Besoldung im 
Land Berlin. Das Bundesverfas­
sungsgericht hat dort im Herbst 
neue Maßstäbe für die amtsan­
gemessene Alimentation for­
muliert. Demnach genügt der 
bisherige Mindestabstand zur 
Grundsicherung nicht mehr. 
Künftig darf die Mindestbesol­
dung 80 Prozent des Median­

Einkommens der Gesamtbevöl­
kerung nicht unterschreiten.

 < Was bedeutet das  
Median­Einkommen für 
die Beamtenbesoldung?

Das Median­Einkommen be­
schreibt dabei nicht den Durch­
schnitt, sondern den mittleren 
Wert aller Einkommen: Die eine 
Hälfte der Bevölkerung verdient 
mehr, die andere weniger. Es gilt 
als besonders aussagekräftig, 
da es nicht durch extreme Aus­
reißer verzerrt wird. Für die Be­
amtenbesoldung bedeutet dies, 
dass sich die Einkommensent­
wicklung der Beamtinnen und 
Beamten dauerhaft in einer 
nachvollziehbaren Relation zur 
allgemeinen Erwerbsbevölke­
rung bewegen muss und sich 
nicht abkoppeln darf.

 < Drohende Nachzahlun­
gen für Niedersachsen 
in Milliardenhöhe

Für Niedersachsen könnten sich 
daraus erhebliche finanzielle 
Konsequenzen ergeben. Das 
 Finanzministerium räumt mitt­
lerweile ein, dass mögliche 
Nachzahlungen für die Jahre 
2005 bis 2022 im Raum stehen. 
Diese könnten den Landeshaus­
halt im ungünstigsten Fall mit 
bis zu 750 Millionen Euro pro 
Jahr belasten. Die Berechnun­
gen gelten als komplex und zeit­
aufwendig, da unter anderem 
Tarifentwicklungen berücksich­
tigt werden müssen – ein Um­
stand, auf den der dbb nieder­
sachsen seit Jahren hingewiesen 
hat.

 < Familienergänzungs­
zuschlag ab 2023 
unter Vorbehalt

Für die Jahre ab 2023 verweist 
das Land auf den eingeführ­
ten  Familienergänzungszu­
schlag. Allerdings signalisiert 

das Finanzministerium inzwi­
schen, dass auch insoweit eine 
höchstrichterliche Klärung ab­
zuwarten sei, und weicht damit 
von seiner bislang klaren Hal­
tung ab.

 < Rückwirkende Sonder­
zahlung für 2025 geplant

Unabhängig davon treibt die 
Landesregierung aktuell die 
Umsetzung einer rückwirken­
den Sonderzahlung für das Jahr 
2025 voran. Vorgesehen sind 
800 Euro für Beamtinnen und 
Beamte der Besoldungsgruppen 
A 5 bis A 8, 500 Euro für höhe­
re  Besoldungsgruppen sowie 
250 Euro für Anwärterinnen 
und Anwärter. Der Niedersäch­
sische Landtag soll nach derzei­
tigem Planungsstand im März 
darüber entscheiden.

 < dbb niedersachsen: 
 Sonderzahlung löst keine 
strukturellen Pro bleme

Der dbb niedersachsen hat die 
Sonderzahlung in seiner Stel­
lungnahme zum Besoldungsge­
setz zwar grundsätzlich begrüßt, 
jedoch zentrale Detailfragen und 

die Begründung kritisch bewer­
tet. Der 1. Landesvorsitzende 
Alexander Zimbehl betonte aus­
drücklich, dass eine einmalige 
Sonderzahlung, die weder Aus­
wirkungen auf die Besoldungs­
tabellen hat noch ruhegehaltsfä­
hig ist, die strukturellen Mängel 
der Besoldung nicht behebt, son­
dern lediglich kurzfristig über­
deckt.

 < Erneute Benachteiligung 
der Versorgungs­
empfängerinnen und 
Versorgungsempfänger

Gemeinsam mit dem Vorsit­
zenden der Landessenioren­
vertretung, Jens Duden, stößt 
insbesondere die erneute Nicht­
berücksichtigung der Versor­
gungsempfängerinnen und 
 Versorgungsempfänger auf deut­
liche Kritik. Gerade diese Perso­
nengruppe ist in besonderem 
Maße von inflationsbedingten 
Mehrausgaben betroffen. Da Ver­
sorgungsempfängerinnen und 
­empfänger aufgrund ihres Ruhe­
gehaltssatzes über ein geringeres 
Einkommen verfügen, müssen 
sie einen deutlich höheren Anteil 
für grundlegende Lebenshal­

 < Jens Duden und Alexander Zimbehl
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tungskosten wie Lebensmittel, 
Heizung und Strom aufwenden – 
Bereiche, die zuletzt besonders 
stark von Preissteigerungen 
 betroffen waren.

 < Keine Sonderzahlung, 
kein Weihnachtsgeld – 
Niedersachsen im 
 Negativvergleich

Zusätzlichen Unmut verursacht 
die Tatsache, dass Versorgungs-

empfängerinnen und Versor-
gungsempfänger bereits seit 
2007 keine Sonderzuwendung 
(Weihnachtsgeld) mehr erhal-
ten. Verbale Wertschätzung 
kann eine angemessene finan-
zielle Anerkennung der geleiste-
ten Lebensarbeit nicht ersetzen. 
Zudem gehört Niedersachsen 
zu den wenigen Bundesländern, 
die ihren Versorgungsempfän-
gern weiterhin eine Sonderzah-
lung vorenthalten.

 < dbb fordert Ausweitung 
der Sonderzahlung und 
strukturelle Reform der 
Besoldung

Im Ergebnis fordert Alexander 
Zimbehl den Gesetzgeber nach-
drücklich auf, seiner verfas-
sungsrechtlichen Fürsorge- und 
Alimentationspflicht gerecht zu 
werden und die einmalige Son-
derzahlung für das Kalender-
jahr 2025 auch auf die Versor-

gungsempfängerinnen und 
Versorgungsempfänger auszu-
weiten. 

Zugleich bekräftigt der dbb nie-
dersachsen seine Forderung 
nach einer strukturellen Anpas-
sung der Besoldungstabellen 
für alle aktiven Beamtinnen 
und Beamten, um den verfas-
sungsrechtlichen Vorgaben 
endlich vollumfänglich zu ent-
sprechen.

 _

Aktive Mittagspause der DJG vor dem Amtsgericht Hannover

Starkes Signal in der laufenden Tarifrunde

Am 9. Dezember 2025 machte 
die Deutsche Justiz-Gewerk-
schaft (DJG) im Rahmen der ak-
tuellen Tarifverhandlungen mit 
einer bewegten Mittagspause 
vor dem Amtsgericht Hannover 
auf die angespannte Situation 
der Beschäftigten im öffentli-
chen Dienst aufmerksam. Trotz 
anhaltenden Regens und 
schwieriger Witterungsbedin-
gungen versammelten sich en-
gagierte Kolleginnen und Kolle-
gen, um gemeinsam ein 
sichtbares Zeichen für faire Ar-
beitsbedingungen und eine an-
gemessene Bezahlung zu set-
zen.

 < Gewerkschaftlicher 
Schulterschluss trotz 
widriger Umstände

Unterstützt wurde die Protestak-
tion nicht nur von Mitgliedern der 
DJG, sondern auch von den Fach-
gewerkschaften VNSB und VDS. 
Die Beteiligung verdeutlichte den 
starken gewerkschaftlichen Zu-
sammenhalt innerhalb des dbb 
und machte deutlich, dass die 
Forderungen der Beschäftigten 
von einer breiten Basis getragen 
werden. Auch wenn die Teilneh-
merzahl wetterbedingt geringer 
ausfiel als erhofft, blieb die Bot-
schaft eindeutig und kraftvoll.

 < dbb niedersachsen 
zeigt Präsenz vor Ort

Mit Alexander Zimbehl, dem 
Vorsitzenden des dbb nieder-
sachsen, war auch die Landes-
leitung des dbb bei der Aktion 
vertreten. 

In Gesprächen mit den Teilneh-
menden unterstrich Zimbehl die 
zentrale Bedeutung der laufen-
den Tarifrunde für die Zukunft 
des öffentlichen Dienstes. Die 
Beschäftigten  – insbesondere 
im Bereich der Justiz – seien seit 
Jahren mit steigenden Arbeits-
belastungen, Personalmangel 
und wachsenden Anforderun-
gen konfrontiert.

 < Forderung nach Wert-
schätzung und besseren 
Rahmenbedingungen

Alexander Zimbehl machte 
deutlich, dass spürbare Verbes-
serungen bei Entgelt und Ar-
beitsbedingungen dringend 
notwendig seien. Nur so könne 
die Attraktivität des öffentli-
chen Dienstes gesteigert und 
qualifiziertes Personal langfris-
tig gewonnen und gehalten 
werden. Gerade in Niedersach-
sen bestehe erheblicher Hand-
lungsbedarf, um den öffentli-
chen Dienst zukunftsfähig 
aufzustellen. Die Arbeitgeber-
seite sei nun gefordert, Verant-
wortung zu übernehmen und 
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ein klares Zeichen der Wert-
schätzung zu setzen.

 < Klare Botschaft an die 
Arbeitgeberseite

Die aktive Mittagspause war 
geprägt von Entschlossenheit, 

Solidarität und En gage ment. Sie 
zeigte eindrucksvoll, dass die 
Beschäftigten bereit sind, für 
ihre berechtigten Interessen 
einzustehen. Die Aktion vor 
dem Amtsgericht Hannover 
stellte damit ein weiteres wich-
tiges Signal im Verlauf der Tarif-

verhandlungen dar und machte 
deutlich: Die Deutsche Justiz-
Gewerkschaft, der VNSB, der 
VDL und der dbb niedersachsen 
stehen geschlossen hinter den 
Forderungen der Beschäftigten 
und erwarten endlich Bewe-
gung in den Verhandlungen.

 _ < Alexander Zimbehl, Bianca  
Korbanek, Torsten Lieberam 
(von links)

©
 D

JG
 (4

)

Vollversammlung der Landesseniorenvertretung

Am 21. Januar diesen Jahres tagte die Vollver-
sammlung der Landesseniorenvertretung des dbb 
niedersachsen im Sitzungsraum der Geschäfts-
stelle in Hannover. Insgesamt haben 18 Mitglieder 
der Landesseniorenvertretung an der Sitzung 
 teilgenommen.

Zu Beginn gab der Vorsitzende 
der Landesseniorenvertretung, 
Jens Duden, von der komba den 
Bericht der Geschäftsführung 
über seniorenpolitische The-
men des letzten Jahres ab. Be-
richtet wurde unter anderem 
über die Gründung der Senio-
renvertretung auf europäischer 
Ebene innerhalb der CESI. Dort 
wurde im November das Gremi-
um der CESI Seniors gegründet, 
zu deren Vorsitzenden der Vor-
sitzende der Bundessenioren-
vertretung des dbb, Horst Gün-
ther Klitzing, gewählt wurde.

Auch wurde über die Pro bleme 
der Digitalisierung insbesondere 
für ältere und nicht technikaffine 
Menschen gesprochen. Beispiel 
dafür ist der fast nur noch digita-
le Fahrkartenverkauf der Deut-
schen Bahn. Hier gab es auch 

 bereits Gespräche der Bundesse-
niorenvertretung mit der Deut-
schen Bahn, wobei dieses Thema 
bei der Bahn auf kein großes In-
teresse stößt. Der Vorsitzende 
verwies auch auf den 9. Altersbe-
richt der Bundesregierung, der 

auch im Internet unter https://
www.neunter-altersbericht.de/
bericht als PDF heruntergeladen 
oder auch in gedruckter Form 
kostenlos bestellt werden kann. 
Weiter gab es noch einen kurzen 
Rückblick auf die seniorenpoliti-
sche Fachtagung im Oktober 
letzten Jahres in Berlin.

Auf Landesebene stand natür-
lich die aktuelle Änderung des 
Niedersächsischen Besoldungs-
gesetzes und die Nichtberück-
sichtigung der Versorgungsbe-
rechtigten im Mittelpunkt. 

Leider ist das Land anscheinend 
der irrtümlichen Auffassung, 
dass die Versorgung nicht zum 
Alimentationsprinzip gehört und 
die Fürsorgepflicht des Dienst-
herrn mit dem Eintritt in den Ru-
hestand endet. Einen Rückblick 
gab es dann auch noch einmal 
auf das Seminar für Seniorinnen 
und Senioren im letzten Oktober 
in Hannover. Das zweitägige Se-
minar war bei den Teilnehmen-
den sehr gut angekommen. 

Auch für dieses Jahr ist bereits 
wieder ein Seminar geplant. Es 

©
 d
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wird am 12. und 13. Oktober in 
Hannover stattfinden. Thema 
des zweitägigen Seminars wird 
das „Digitale Erbe“ sein.

Im Anschluss an den Bericht der 
Geschäftsführung gab es um-
fangreiche Ausführungen des 
Landesvorsitzenden Alexander 
Zimbehl zu den Themen Sach-

stand Klage Alimentation, Sach-
stand Widerspruchsverfahren 
und Beihilfe. Mit seinen Ausfüh-
rungen konnte der Landesvor-
sitzende die Teilnehmenden auf 
den aktuellen Stand zu diesen 
auch für Versorgungsberechtig-
te wichtigen Themen bringen. 
Abschließend forderten der 
Landesvorsitzende wie auch 

Jens Duden die Teilnehmenden 
auf, zahlreich an der zentralen 
Kundgebung am 4.  Februar 
2026 in Hannover teilzuneh-
men. Letztlich müssen auch die 
Versorgungsberechtigten für 
ihre Interessen einstehen und 
den Dienstherren und Verhand-
lungsführern der TdL gegenüber 
Flagge zeigen.

Nach einer kurzen Mittagspau-
se hielt der Kollege Wilhelm 
Giesecke von der DPolG dann ei-
nen Vortrag zum Thema Ver-
waltungsakt und konnte die 
Kenntnisse der Teilnehmenden 
zum Verwaltungsakt auffri-
schen. 
 
 _

dbb Landesvorsitzender Alexander Zimbehl zu Gast 
in Wilhelmshaven
Auf Einladung des Stadtverbandes Wilhelmshaven–Friesland des dbb 
 niedersachsen war der Landesvorsitzende Alexander Zimbehl zu einem 
 Informations- und Austauschgespräch in Wilhelmshaven zu Gast.

Neben dem Vorstand des Stadt-
verbandes nahmen auch zahl-
reiche Vorsitzende sowie Ver-
treterinnen und Vertreter der 
örtlichen Einzelgewerkschaften 
und Fachverbände an der gut 
besuchten Veranstaltung teil. 
Im Mittelpunkt standen aktuel-
le beamten- und tarifpolitische 
Themen sowie ein offener Dia-
log mit den Mitgliedern vor Ort.

 < Amtsangemessene 
 Alimentation

In seinem Vortrag ging Zimbehl 
zunächst auf die derzeitige Ent-
wicklung rund um die Beamten-
besoldung ein. Dabei stellte er 
die grundsätzliche Bedeutung 
der jüngsten Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts 
für die Länder dar und ordnete 
diese in den gesamtpolitischen 
Kontext ein. Auch mit Blick auf 
Niedersachsen machte er deut-
lich, dass das Thema weiterhin 
von hoher Relevanz für die Be-
amtinnen und Beamten sei und 
aufmerksam verfolgt werde. 
Der dbb niedersachsen setze 
sich hierbei seit vielen Jahren 
konsequent für eine verfas-
sungsgemäße und amtsange-
messene Besoldung ein. Eine 
abschließende Bewertung mög-
licher Auswirkungen für Nieder-
sachsen sei zum jetzigen Zeit-
punkt jedoch noch nicht 
möglich.

Zugleich betonte der Landes-
vorsitzende, dass die bestehen-
den Verfahren und Diskussio-
nen zeigen, wie wichtig eine 
verlässliche und vorausschau-
ende Personal- und Haushalts-
politik der Länder ist. Die anwe-
senden Zuhörerinnen und 
Zuhörer nutzten die Gelegen-
heit, um Fragen zu stellen und 
ihre Einschätzungen aus der 
Praxis einzubringen.

 < Tarifverhandlungen für 
den öffentlichen Dienst

Im zweiten Teil seines Vortrages 
widmete sich Zimbehl den aktu-
ell laufenden Tarifverhandlun-
gen für den öffentlichen Dienst. 
Er stellte die Forderungen der 
Gewerkschaften vor, die eine 

spürbare Verbesserung der 
 Einkommen sowie eine kurze 
Laufzeit des Tarifvertrages vor-
sehen.  Angesichts der ange-
spannten Haushaltslagen vieler 
öffentlicher Arbeitgeber rech-
net der  Landesvorsitzende mit 
anspruchsvollen Verhandlun-
gen. Gleichzeitig machte er 
deutlich, dass die Beschäftigten 
im öffentlichen Dienst ange-
sichts steigender Anforderun-
gen und Belastungen auf faire 
und angemessene Ergebnisse 
angewiesen seien.

 < Abschied von 
 Heinz-Dieter Ripke

Zum Abschluss der Veranstal-
tung stand ein besonderer Mo-
ment im Mittelpunkt: Der 

Stadtverband Wilhelmshaven–
Friesland verabschiedete Heinz-
Dieter Ripke, der sich nach 15 
Jahren ehrenamtlicher Vor-
standsarbeit aus gesundheitli-
chen Gründen künftig zurück-
ziehen wird. 

Ripke hatte sich über viele Jahre 
hinweg als Beisitzer, unter an-
derem für den technischen Be-
reich sowie für die Belange der 
Ruheständler, engagiert. 

Die persönliche Verabschiedung 
und  Ehrung übernahm Landes-
vorsitzender Alexander Zim-
behl, der Ripke für seine Verläss-
lichkeit, sein langjähriges 
En gage ment und seine stetige 
Einsatzbereitschaft dankte. Mit 
einem Präsent und guten Wün-
schen für die Zukunft brachten 
sowohl der Vorstand des Stadt-
verbandes als auch der Landes-
vorsitzende ihre Anerkennung 
zum Ausdruck.

 _
©

 d
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Philologentag 2025: klare Forderungen an die Bildungspolitik

PHVN fordert mutige Reformen und eine Abkehr von  
ideologischen Irrwegen
Mit deutlichen Worten und klaren Forderungen 
hat der Philologenverband Niedersachsen (PHVN) 
auf seinem Philologentag 2025 in Bremerhaven 
ein starkes Signal an die Landespolitik gesendet.

Rund 300 Delegierte aus Gym-
nasien, Gesamtschulen, Ober-
schulen und Studienseminaren 
berieten unter dem Motto „Wir 
motivieren Menschen“ über die 
aktuellen Herausforderungen 
des niedersächsischen Bildungs-
systems und verabschiedeten 
13 Resolutionen als Grundlage 
für die künftige „Agenda 2030 
des PHVN“.

 < Bildungspolitik braucht 
den „großen Schritt“

Im Mittelpunkt der Tagung 
stand die Kritik an einer aus 
Sicht des Verbandes jahrzehnte-
lang verfehlten Bildungspolitik. 
Der Vorsitzende des PHVN, 
Dr. Christoph Rabbow, forderte 
in seiner Grundsatzrede einen 
grundlegenden Kurswechsel: 
Angesichts alarmierender Er-
gebnisse im IQB-Bildungstrend, 
sinkender Leistungsniveaus und 
eines dramatischen Lehrkräfte-
mangels reichten „1.000 kleine 
Schritte“ nicht mehr aus. Statt-
dessen brauche es endlich den 
Mut zu großen, strukturellen 
Reformen – auch auf Ebene der 
Kultusministerkonferenz.

 < Lehrkräftemangel als 
 Kernproblem

Besonders deutlich benannte 
Rabbow den anhaltenden Lehr-
kräftemangel – vor allem in den 
MINT-Fächern  – als zentrales 
Problem des Systems. 

Fachfremd erteilter oder aus-
fallender Unterricht führe 
zwangsläufig zu sinkenden Bil-
dungsstandards und einem gra-
vierenden Leistungsabfall. Die-
se Entwicklung müsse politisch 
nicht nur zur Kenntnis genom-

men, sondern aktiv bekämpft 
werden.

 < Kritik an milliarden-
schweren Tablet- 
Investitionen

Sehr kritisch äußerte sich der 
PHVN zur geplanten flächende-
ckenden Ausstattung der Schu-
len mit Tablets. Die dafür vorge-
sehenen Investitionen von rund 
800 Millionen Euro seien aus 
Sicht des Verbandes nicht aus-
reichend bildungspolitisch be-
gründet. 

Schule brauche vor allem ver-
lässliche Rahmenbedingungen: 
sanierte Gebäude, funktionie-
rende Infrastruktur, gut ausge-
stattete Fachräume sowie aus-
reichend Personal. Der PHVN 
fordert daher eine zeitnahe Eva-
luation der digitalen Ausstat-
tung und eine mögliche Um-
steuerung der Mittel, sollte sich 
kein pädagogischer Mehrwert 
zeigen.

 < Leistung, Förderung 
und Teilhabe in Balance 
bringen

Ein weiterer Schwerpunkt lag 
auf dem Verhältnis von Leis-
tung, Förderung und Teilhabe. 
Der PHVN machte deutlich, dass 
Bildungsgerechtigkeit nur durch 
ein ausgewogenes Zusammen-
spiel von Fordern und Fördern 
erreicht werden könne. 

Weder dürften leistungsstarke 
Schülerinnen und Schüler aus-
gebremst noch dürften leis-
tungsschwächere alleingelas-
sen werden. Schule müsse 
wieder ein Ort sein, an dem 
Leistung anerkannt und indivi-

duelle Entwicklung gezielt un-
terstützt werde.

 < Klares Bekenntnis zum 
Beamtenstatus

Unmissverständlich positionier-
te sich der Verband zudem zum 
Beamtenstatus der Lehrkräfte. 
Rabbow warnte eindringlich da-
vor, diesen infrage zu stellen: 
Angesichts des anhaltenden 
Lehrkräftemangels sei eine sol-
che Debatte unverantwortlich 
und würde die Attraktivität des 
Berufs weiter schwächen. Der 
Staat stehe in der Pflicht, für 
ausreichend qualifiziertes Per-
sonal zu sorgen, um den Bil-
dungsauftrag dauerhaft erfül-
len zu können.

 < Kultusministerin 
 Hamburg im Dialog 
mit dem Verband

Als Gastrednerin nahm Kultus-
ministerin Julia Willie Hamburg 
Stellung zu den Forderungen 
des PHVN. Sie bezeichnete die 
Ergebnisse des IQB-Bildungs-
trends ebenfalls als inakzepta-
bel und betonte die gemeinsa-
me Verantwortung von Politik, 
Schulen und Elternhäusern für 
Leistungsbereitschaft und Bil-
dungsqualität.

 Zugleich verwies sie auf zusätz-
liche Stellen im neuen Landes-
haushalt und sicherte zu, dass 

es in Niedersachsen keine Be-
strebungen gebe, den Beamten-
status für Lehrkräfte abzuschaf-
fen. Auch die Übertragung der 
Tarifergebnisse auf die Beam-
tinnen und Beamten sagte sie 
erneut zu.

 < Motivation als Schlüssel 
für erfolgreiche Schulen

Impulse für die schulische Praxis 
lieferte der Festvortrag von 
Prof. Dr. Marcus Eckert von der 
APPOLON Hochschule für Ge-
sundheitswirtschaft in Bremen. 
Er hob hervor, dass das Mindset 
der Lehrkräfte einen entschei-
denden Einfluss auf die Motiva-
tion der Schülerinnen und Schü-
ler habe. Lernen beginne dort, 
wo Komfortzonen verlassen 
würden – auch von Lehrkräften.

 < Resolutionen ebnen den 
Weg zur „Agenda 2030“

Mit den verabschiedeten 13 Re-
solutionen stellt der Philologen-
tag 2025 die Weichen für eine 
langfristige bildungspolitische 
Strategie des Verbandes. Die 
„Agenda 2030 des PHVN“ soll 
im Frühjahr 2026 vorgelegt 
 werden und versteht sich als 
klarer Beitrag zu einer leistungs-
fähigen, gerechten und zu-
kunftsfesten Schule in Nieder-
sachsen – ganz im Sinne eines 
starken öffentlichen Dienstes. 
 _

©
 P

H
V

N

8

d
b

b
 b

e
a

m
t
e

n
b

u
n

d
 u

n
d

 t
a

r
if

u
n

io
n

 n
ie

d
e

r
s

a
c

h
s

e
n

> niedersachsen magazin | Januar/Februar 2026


